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Wirtschaft

Kan
K O N J U N K T U R

Die ruhige Hand zuckt
US-Präsident George W. Bush hat es vorgemacht: Mit einem

gigantischen staatlichen Hilfsprogramm will er die Konjunktur
stützen. Zieht Bundeskanzler Schröder schon bald nach? 
zler Schröder (M.), Industrielle Henkel, Rogowski: Erste Pläne 
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Die Unternehmen waren dafür und
die Gewerkschaften auch, die Ab-
geordneten der Regierungspartei

jubelten zusammen mit ihren Kollegen von
der Opposition, und der Notenbankpräsi-
dent demonstrierte völlige Übereinstim-
mung mit dem Staats- und Regierungschef:
Als habe es nie eine Diskussion über den
Sinn oder Unsinn von staatlichen Eingrif-
fen in die Wirtschaft gegeben, verkündete
US-Präsident George W. Bush vergangene
Woche ein 130 Milliarden Dollar schweres
Konjunkturprogramm – und alle jubelten. 

Die Wall Street feierte das Ausgabenpa-
ket, das die Notenbank Fed zuvor mit ei-
ner nochmaligen Zinssenkung flankierte,
mit einem kräftigen Kursanstieg. Banker
und Politiker begrüßten das Bush-Pro-
gramm als „notwendiges Signal“ für die
ersehnte Konjunkturwende.

Drei Wochen nach den Anschlägen von
New York und Washington scheint es, als
habe die Politik nicht nur im Kampf gegen
den Terror, sondern auch gegen die hart-
näckige weltweite Wirtschaftsschwäche ein
Krisenrezept gefunden: Die Regierung
packt mit harter Hand zu. Massive staatli-
che Ausgabenprogramme und viel billiges
Geld sollen die
lahmende Kon-
junktur auf dem Globus wieder in
Schwung bringen.

Seit dem 11. September, als Terroristen
das World Trade Center zum Einsturz
brachten, scheint auch in der Wirtschafts-
politik nichts mehr so zu sein, wie es vor-
her war: Bislang folgten die Industrieländer
der Erkenntnis, dass übermäßige staatli-
che Konjunkturspritzen mehr schaden als
nützen, nun versucht ausgerechnet das li-
berale Musterland USA, das Gegenteil zu
beweisen. Mit einer beispiellosen Kraftan-
strengung wollen die amerikanischen Fi-
nanz- und Geldpolitiker das Land vor der
Rezession bewahren. 

Allein neunmal senkte Alan Greenspan,
der Chef der amerikanischen Zentralbank,
in diesem Jahr die Zinsen, zuletzt am ver-
gangenen Dienstag. Der Leitzins liegt nur
noch bei 2,5 Prozent, so tief wie seit 40
Jahren nicht mehr.

Hinzu kommt nun Bushs Nothilfepro-
gramm von 75 Milliarden Dollar, eine Mi-
schung aus Steuererleichterungen und zu-
sätzlichen Staatsausgaben, mit der die wirt-
schaftlichen Folgen der Terroranschläge
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eingedämmt werden sollen. Zusammen mit
den schon vorher verabschiedeten Staats-
hilfen für die Folgen des 11. September in
Höhe von 55 Milliarden Dollar fließt in den
nächsten Monaten frisches Geld in Höhe
von rund 280 Milliarden Mark in die ame-
rikanische Wirtschaft. 

Schon warnen Ökonomen, dass der Prä-
sident mit seinem XXL-Programm mögli-
cherweise zu viel des Guten tut. Zwar kann
die US-Regierung – anders als die krän-
kelnden Volkswirtschaften Europas – auf
prall gefüllte Staatskassen zurückgreifen,
doch schon im nächsten Jahr droht erst-
mals seit vier Jahren wieder ein Defizit.
„Die amerikanische Wirtschaft befindet
sich auch nach den Anschlägen nicht in ei-
ner derart desolaten Verfassung, dass sie ei-
nen so enormen Anschub nötig hätte“, ur-
teilt Joachim Scheide, Konjunkturexperte
des Kieler Instituts für Weltwirtschaft.

Ein solcher Cocktail nach dem Rezept
des Ökonomen Keynes – eine Politik des
leichten Geldes gemixt mit zusätzlichen
Staatsausgaben – war in den siebziger Jah-
ren schon einmal populär, seitdem aber ist
er weltweit aus der Mode gekommen: Zwar
zieht das Wachstum an, desgleichen aber
auch die Inflation, worauf die Notenbank
wieder gegensteuern muss – mit allen ne-
gativen Konsequenzen für die Wirtschaft.
Inflation und Rezession lösen sich in ra-
scher Folge ab.

Doch sosehr die Ökonomen auch die
Stirn runzeln, schon jetzt ist klar, dass

Bushs Konjunkturpolitik
per Brechstange auch in
anderen Teilen der Welt
Schule machen soll.
Wer da vor allem ge-
fragt ist, spricht Michael
Mussa, bis vor kurzem
Chefvolkswirt des Inter-

nationalen Währungsfonds, bereits offen
aus: Die Europäer müssten „ihre Wirt-
schaft viel stärker stimulieren“ als bisher.

Schon bröckelt auch in Deutschland der
Widerstand gegen die Versuche, das
Wachstum nach US-Vorbild mit zusätzli-
chen Staatshilfen anzukurbeln. Offiziell
bleiben der Kanzler und sein Finanzmi-
nister bei ihrer Politik der ruhigen Hand:
Viel zu verworren sei augenblicklich noch
die Datenlage, um zu entscheiden, ob auch
die europäische und deutsche Wirtschaft
zusätzlichen Schub benötigten, so ihre Ar-
gumentation.

Doch bei aller Unsicherheit rechnen die
Beamten in der Bundesregierung mit einer
festen Größe – der Spontaneität ihres Bun-
deskanzlers. „Wenn die Zahl der Arbeits-
losen in den nächsten Monaten über vier
Millionen steigt, dann wird er mit Sicher-
heit eingreifen“, sagt ein Ministerialer. Und
tatsächlich, die ruhige Hand beginnt zu
zucken: „Nationale Konjunkturprogram-
me“ lehne er auch weiterhin ab, beteuer-
te Schröder in der vergangenen Woche
gleich zweimal. Aber: Etwas anderes sei es

onjunktur-
zulegen 
 falsch.“
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natürlich mit gemeinsamen europäischen
Aktionen, über deren Notwendigkeit man
im Lichte der Ereignisse am Ende des Jah-
res nachdenken müsse.

So machen sich auch die Beamten in den
Amtsstuben der Berliner Ministerien erste
Gedanken darüber, was Deutschland tun
könnte, um sich dem drohenden Ab-
schwung entgegenzustemmen.

Da ist zunächst, wieder einmal, das Prin-
zip Hoffnung. Die Europäische Zentral-
bank könnte die Zinsen in den kommen-
den Wochen und Monaten noch weiter
senken. Der Spielraum für die Frankfurter
Währungshüter werde immer größer, ha-
ben die Fachleute des Finanzministeriums
ausgerechnet. Schließlich sinke der Ölpreis,
einer der größten Inflationstreiber der ver-
gangenen Monate.
Konjunkturpolitiker Bush (l.), Greenspan (r.)*: Zu viel des Guten?
Doch auch das vor Wochen noch Un-
denkbare kommt den Regierungsexper-
ten mittlerweile in den Sinn. Abgestimmt
mit den Partnerländern der Europäischen
Union könnten Teile der Steuerreform
vorgezogen werden. „Wenn man sowieso
schon Steuersenkungen beschlossen hat,
dann kann man jederzeit über den Zeit-
punkt diskutieren“, sagt ein Kanzlerberater. 

Damit das Ad-hoc-Programm auch die
größtmögliche Wirkung entfaltet, sollen,
ganz wie in Amerika, vor allem solche
Steuerzahler profitieren, die gewöhnlich
besonders viel konsumieren: solche mit un-
teren und mittleren Einkommen also.

Eine Sorge treibt die Regierungsexper-
ten dennoch um: Geld- und fiskalpolitische
Impulse entfalten ihre belebende Wirkung
auf die Wirtschaft erst nach gewisser Zeit,
zwei, drei, manchmal vier Quartale spä-
ter. Würden etwa Anfang nächsten Jahres
die Steuern gesenkt, wäre erst im Sommer,

* Mit US-Vizepräsident Dick Cheney.
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vielleicht auch erst im Herbst mit zusätzli-
chem Wachstum zu rechnen. 

Deshalb denken Schröders Berater dar-
über nach, wie sich die segensreichen Wir-
kungen beschleunigen ließen. Auf eine Idee
sind sie schon gekommen: Die Finanzäm-
ter könnten zu Jahresbeginn Gutscheine
für die Steuerrückerstattung verschicken,
gleichsam als Abschlag auf die Einkom-
mensteuererklärung. Mit dem Scheck von
Eichel könnten die Bürger dann, so das Kal-
kül, sofort den Konsum ankurbeln.

Der Nachteil: Die Maßnahme kostet
Eichel Geld und könnte seinen Sanie-
rungskurs für den Bundeshaushalt gefähr-
den. Deshalb drängen Fachleute von Fi-
nanz- und Wirtschaftsministerium auch
immer heftiger, doch noch vor der Bun-
destagswahl Reformen anzupacken, die –
außer ein wenig
Mut – nichts
kosten, die aber
dennoch Signalwirkung für einen wirt-
schaftlichen Aufbruch entfalten könnten.
Ganz oben auf der Agenda stehen die Ge-
sundheitsreform, die Reform des starren
Arbeitsmarkts, aber auch die Abschaffung
des Ladenschlussgesetzes.

Ein erstes Signal will die Regierung schon
in den nächsten Wochen setzen. Bundes-
arbeitsminister Walter Riester plant, Vor-
schläge der Wirtschaft und der Grünen auf-
zugreifen und einfache Dienstleistungsjobs
stärker zu fördern als bisher. Das Konzept
wird derzeit in Rheinland-Pfalz erprobt:
Wer als Arbeitsloser eine niedrig entlohn-
te Stelle als Haushaltshilfe oder Parkhaus-
wächter annimmt, bekommt einen gestaf-
felten Zuschuss zu seinen Sozialversiche-
rungsbeiträgen. Das so genannte Mainzer
Kombilohnmodell, das vor allem schwer
vermittelbaren Arbeitslosen wieder zu
einer regulären Stelle verhelfen soll, will
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Riester nun auch auf andere Bundesländer
ausweiten. 

Das ist nicht mehr als ein Minischritt auf
dem Weg zu neuen Jobs. Dennoch wird es
für solche Botschaften höchste Zeit. Allzu
sehr hatten der Kanzler und sein Kabinett
die Wirtschaft zuletzt mit wenig überzeu-
genden Weiter-so-Parolen genervt. 

Zum Beispiel Wirtschaftsminister Wer-
ner Müller bei einem Krisengipfel mit den
Spitzen der deutschen Industrie in Berlin:
Klare Botschaften, wie die taumelnde Wirt-
schaft nach dem Schock der Terrorattacken
in den USA wieder Tritt fassen kann, hat-
ten sich die rund 50 Unternehmer und Top-
Funktionäre versprochen. Umso erstaunter
waren sie, als ihnen Müller weitschweifig
erklärte, dass in der deutschen Wirtschaft
eigentlich alles in Ordnung sei. 

Reformstau? Unfug, das Kabi-
nett Schröder habe den Standort
stärker erneuert als alle Regie-
rungen zuvor. Wachstumsschwä-
che? Die rühre doch nur daher,
dass die Bosse alles schwarz
malten, anstatt neue Jobs zu
schaffen. Rezessionsgefahr? Kei-
ne Spur, die Zeitungen druckten
schon wieder mehr Anzeigen,
ein sicheres Zeichen, dass „der
Aufschwung unmittelbar bevor-
steht“. 

Arbeitgeber-Präsident Dieter
Hundt erinnerten Müllers Beleh-
rungen an „Durchhalteparolen“,
und BDI-Vizepräsident Hans-Olaf
Henkel fühlte sich gar an das ei-
sige Klima aus den ersten Mona-
ten der rot-grünen Regierung er-
innert: „Lafontaine lässt grüßen.“

In der vergangenen
Woche heizte Schröders
Mann für die Wirtschaft
den Streit sogar noch
zusätzlich an. In einem
gemeinsamen Brief mit
Arbeitsminister Walter
Riester warf er den Ar-

beitgebern vor, immer wieder Arbeits-
marktreformen vorzuschlagen, die „ent-
weder bereits umgesetzt sind oder sich in
der Umsetzung befinden“. Beigefügt hatte
Müller eine zweiseitige Liste mit rot-grü-
nen Beschäftigungsgesetzen sowie eine Bit-
te um „Durchsicht und Rückäußerung“.
Insbesondere möchte der Minister wissen,
warum die neuen Möglichkeiten „zu wenig
genutzt werden“.

Dass sich die Jobmisere mit solchen Be-
lehrungen lindern ließe, glaubt wahr-
scheinlich nicht einmal der Minister selbst,
von seinem Chef ganz zu schweigen. Die
Wirtschaft warte dringend auf ein Zeichen,
sagt BDI-Präsident Michael Rogowski,
„dass der Kanzler seinen in der Außen-
politik erworbenen Nimbus als Krisen-
manager nicht auf wirtschaftspolitischem
Feld verspielt“. Christian Reiermann, 

Michael Sauga
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„Wir müssen siche
dass die Konsument
Geld zum Ausgeben

US


